
Die Erfahrung zeigt, daß auch generell sehr gefähr­
liche Verbrechen unter bestimmten Umständen in be­
sonderen Ausnahmefällen nur in geringerem Maße 
strafwürdig sein können, so daß selbst die gesetzlich 
vorgesehenen Mindeststrafen ungerechtfertigt hoch 
wären. Dieser Tatsache trägt z. B. bei der vorsätzlichen 
Tötung der § 213 StGB Rechnung, der eine ganz erheb­
liche Milderungsmöglichkeit enthält; eine ähnliche 
Funktion erfüllen auch Abs. 3 des § 30 StEG und Abs. 5 
der neuen Fassung des § 2 HSchG (§ 39 StEG). Diese 
außerordentliche Milderung könnte insbesondere bei 
ausnahmsweise geringer Gesellschaftsgefährlichkeit der 
vorliegenden Straftat, bei positivem Verhalten des 
Täters nach der Tat oder bei Änderung der gesell­
schaftlichen Verhältnisse in Betracht kommen. Durch 
eine solche Regelung würden auch der Übergang und die 
organische Verbindung zu den Fällen des Ausschlusses 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit gern. §§ 8, 9 
StEG hergestellt werden. Selbstverständlich müßte die 
betreffende Gerichtsentscheidung eine ausführliche und 
hinreichende Begründung für die ausnahmsweise Unter- 
schreitung der gesetzlichen Mdndeststrafe enthalten.

So grundlegend und bedeutend die Anleitung der ge­
setzlichen Strafrahmen für die gerichtliche Straf­
zumessung auch ist, so ist sie doch dadurch begrenzt, 
daß sie nur einen (formalen) Strafrahmen, aber keine 
Auskunft darüber gibt, wonach innerhalb dieses mit­
unter noch sehr weiten Strafrahmens zu differenzieren 
ist. Da unser geltendes Recht in seinem allgemeinen 
Teil keine Regel dafür enthält* 5, wurden von Recht­
sprechung und Theorie in Anlehnung an die Erfahrun­
gen upd Erkenntnisse anderer sozialistischer Staaten 
Leitsätze und Prinzipien der Strafzumessung entwickelt, 
die der Gefahr zu großer Unterschiedlichkeit der Straf­
zumessung entgegenwirken sollen. Denn die Verwirk­
lichung der Strafpolitik unseres Staates setzt insbeson­
dere auch eine einheitliche Strafzumessungspraxis auf 
einheitlicher Basis voraus. Eine verbindliche gesetz­
liche Fixierung der sozialistischen Leitsätze und Prin­
zipien der Strafzumessung könnte m. E. dazu beitragen, 
die Durchsetzung einer parteilichen und einheitlichen 
Strafzumessung noch besser zu gewährleisten.

Zu diesen von Rechtsprechung und Theorie entwickel­
ten Prinzipien gehört insbesondere der Grundsatz, daß 
die Strafe innerhalb des gesetzlichen Strafrahmens und 
auf seiner Grundlage nach dem konkreten Grad der 
Gesellschaftsgefährlichkeit des betreffenden Verbre­
chens festzusetzen ist.6

Dieser Grundsatz orientiert die Gerichte auf die 
wesentliche Seite der verbrecherischen Handlungen, 
ohne deren Einzelheiten und Besonderheiten zu 
negieren. Denn für die Einschätzung der Schwere einer 
Straftat, nach der die Strafe festgelegt werden soll, ist 
für uns vor allem entscheidend, wie sehr und in wel­
chem Maße das betreffende Verbrechen den Interessen 
der Werktätigen und dem sozialistischen Aufbau wider­
spricht, in welchem Maße es ihn tatsächlich stört, ge­
fährdet oder beeinträchtigt.

Da der Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit durch die 
Gesamtheit der objektiven und subjektiven7 Umstände 
des betreffenden Verbrechens bestimmt wird8 (z. B. 
auch Stadtgericht in NJ 1958 S. 210), wird das Gericht

sieht, so kann es eine solche Abweichung vornehmen. Es ist 
jedoch gehalten, die Beweggründe, die es zu dieser Abwei­
chung veranlaßt haben, im Urteil genau anzugeben. Das 
gleiche gilt auch in den Fällen, in denen das Gericht der 
Überzeugung ist, daß der Angeklagte im Zeitpunkt der Unter­
suchung des Falles nicht als sozialgefährlich anzusehen ist, 
und Maßnahmen des sozialen Schutzes auf ihn überhaupt 
nicht anwendet.

vgl. auch den bekannten grundsätzlichen Hinweis des
14. Plenums des ZK der SED vom Juni 1953, zwischen Provo­
kateuren und ehrlichen, aber irregeführten Arbeitern zu 
unterscheiden.

5 Lediglich für die Geldstrafe enthält der § 27c StGB eine 
Bemessungsregel.

s vgl. Lehrbuch des Strafrechts der DDR, Allgemeiner Teil, 
Berlin 1957, S. 607.

" einschließlich der in die Tat eingegangenen Umstände 
oder Eigenschaften der Täterpersönlichkeit, wie z. B. der 
feindlichen Einstellung bzw. dem Haß gegenüber unserem 
Staat, die beim Staatsverbrechen zur tatbezogenen Zielsetzung 
(und somit subjektiven Seite) des Verbrechens wurde.

8 vgl. Lehrbuch S. 608.
So auch das Stadtgericht von Groß-Berlin in seiner in NJ 

1958 S. 210 abgedruckten Entscheidung.

durch diesen Grundsatz dazu angehalten, a l l e  ein­
zelnen Umstände, die gesamte Individualität das be­
treffenden Verbrechens festzustellen und zu berück­
sichtigen. Dieser Grundsatz orientiert also die Gerichte 
darauf, die Schwierigkeiten und Versäumnisse zu über­
winden, die in der Praxis bei der Aufklärung und 
Würdigung aller Umstände bestehen. Seine anleitende 
Rolle könnte durch eine beispielhafte Erwähnung der 
in aller Regel stets bedeutsamen Umstände erhöht 
werden. Zu diesen Tatumständen könnten gehören: 
sämtliche Folgen und Auswirkungen der Tat, die Art 
und Weise ihrer Begehung, namentlich die verbreche­
rische Intensität, die Motive und Zielsetzungen, die der 
Tat zugrunde lagen, sowie die politischen, wirtschaft­
lichen oder sonstigen gesellschaftlichen Bedingungen, 
unter denen die Tat zur Ausführung kam und' wirkte.6

Der Grundsatz der Festsetzung der Strafe nach dem 
Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit des betreffenden 
Verbrechens orientiert auch darauf, den Charakter des 
Gegensatzes, des Widerspruchs, der sich in dem Ver­
brechen äußert, und die innere Widersprüchlichkeit 
des Verbrechens selbst zu berücksichtigen.

Der grundsätzliche Unterschied zwischen Staatsver­
brechen und Verbrechen einzelner einmal gestrau­
chelter Werktätiger, der in der Linie unserer Straf­
politik seit langem berücksichtigt wird und im StEG 
seinen ersten gesetzlichen Niederschlag gefunden hat, 
kommt auch in dem völlig verschiedenen Grad der 
Gesellschaftsgefährlichkeit dieser Straftaten zum Aus­
druck, wobei dieser darüber hinaus auch die indi­
viduellen Graduierungen und Abstufungen berücksich­
tigt, die wir für die Strafzumessung benötigen, z. B. 
zwischen den verschiedenen Spionageverbrechen, zwi­
schen den verschiedenen Diehstahlshandlungen oder 
Körperverletzungen einzelner Werktätiger usw.

Die innere Widersprüchlichkeit eines Verbrechens, die 
z. B. in dem Gegensatz zwischen den erschwerenden und 
mildernden Umständen, zwischen den verbrechens­
fördernden und -(hemmenden Faktoren, zwischen den 
Motiven und äußeren Umständen der Straftat, zwischen 
dem beabsichtigten und dem eingetretenen Schaden 
usw. besteht, sprengt nicht die Einheitlichkeit der 
Gesamterscheinung des Verbrechens; alle diese gegen­
sätzlichen Tendenzen und Seiten des Verbrechens 
stehen vielmehr in einem engen Zusammenhang und 
bedingen sich gegenseitig. Der begriffliche Ausdruck, 
der all diese konkreten Abhängigkeiten und wechsel­
seitigen Bedingtheiten umfaßt, ist der individuelle Grad 
der Gesellschaftsgefährlichkeit des betreffenden Ver­
brechens. Ihn richtig einzuschätzen, ist kaum möglich, 
wenn nicht zuvor all diese Seiten, Gegensätzlichkeiten 
und Bedingtheiten eines Verbrechens im einzelnen 
erkannt und in ihrem Zusammenhang, in ihrer Totali­
tät erfaßt sind.

Der Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit eines Ver­
brechens wird nur dann sicher gefunden, wenn wir von 
der Position der Arbeiterklasse, die unsere Strafpolitik 
bestimmt, und ihrer Weltanschauung ausgehen, d. h. mit 
Hilfe des sozialistischen Rechtsbewußtsedns.

Gegenüber der bürgerlichen Strafzumessung besteht 
das Neue und Kennzeichnende der sozialistischen Straf­
zumessung in der DDR also darin, daß das sozialisti­
sche Gericht die Strafe auf der Grundlage des gesetz­
lichen Strafrahmens nach dem Grad der Gesellschafts­
gefährlichkeit des begangenen Verbrechens mit Hilfe 
seines sozialistischen Rechtsbewußtseins festsetzt. Ein 
solcher Leitsatz, der ähnlich wie im Strafgesetzbuch 
der RSFSR (Art» 45) gesetzlich verankert sein könnte, 
hätte große prinzipielle theoretische und praktische Be­
deutung. Er gibt nicht nur — wie wir gesehen haben — 
eine klare Orientierung auf das Wesentliche eines Ver­
brechens, sondern befreit die gerichtliche Straf­
zumessung von Zufälligem und Subjektivem und macht 
sie von objektiv feststellbaren und durch höhere Ge­
richte überprüfbaren Kriterien abhängig. Solche Rege­
lung ermöglicht eine sachlich begründete zielklare Ein­
flußnahme auf die Strafzumessungspraxis unserer 
Gerichte und damit eine bessere Durchsetzung der 
sozialistischen Strafpolitik.

9 weiter wäre zu überlegen, ob ergänzend dazu beispielhaft 
noch erschwerende oder mildernde Umstände gesetzlich ge­
nannt werden sollten, wie dies im StGB der RSFSR und eini­
ger volksdemokratischer Staaten der Fall ist.

748


